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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2010 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2010 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Im fünften Jahr in Folge kam es 2010 zu einer Umbildung der Regierung. Nach dem
Rücktritt von Bundesrat Deiss (cvp) 2006, der Nichtwiederwahl von Bundesrat Blocher
(svp) 2007 sowie den Rücktritten von Samuel Schmid (svp) 2008 und Pascal Couchepin
(fdp) 2009, demissionierten 2010 erneut zwei Bundesräte. Moritz Leuenberger (sp) und
Hans-Rudolf Merz (fdp) wurden durch Simonetta Sommaruga (sp) und Johann
Schneider-Ammann (fdp) ersetzt. Beide Sitze wurden von der SVP angegriffen. Der Sitz
der FDP wurde zudem von den Grünen streitig gemacht. Weder Jean-François Rime
(svp) noch Brigit Wyss (gp) erhielten aber die nötigen Stimmen. Ob die
Regierungszusammensetzung von 2010 nun ein wenig stabiler bleibt als die
vorangehenden, ist höchst fragwürdig. Erstens wird ein Rücktritt von Micheline Calmy-
Rey (sp) auf Ende der Legislatur erwartet und zweitens wird die Verteilung der Sitze
unter den Parteien von der SVP nach wie vor heftig kritisiert. Sie moniert, dass sie als
fraktionsstärkste Partei ein Anrecht auf mehr als einen Sitz habe. Die National- und
Ständeratswahlen von 2011 versprechen auch unter dem Gesichtspunkt der
Regierungszusammensetzung spannend zu werden.

Mit den Neubesetzungen in der Exekutive kam es knapp 40 Jahre nach Einführung des
Frauenstimmrechts erstmals in der Geschichte der Schweiz zu einer Frauenmehrheit in
der Regierung. Vier der sieben Magistratinnen sind Frauen. Zudem wurden im
Berichtsjahr die drei höchsten politischen Ämter von Frauen besetzt. Als
Bundespräsidentin amtierte Doris Leuthard (cvp), als Nationalratspräsidentin Pascale
Bruderer Wyss (sp) und als Ständeratspräsidentin Erika Forster-Vannini (fdp). Allerdings
sind die Frauen in den nationalen und kantonalen Parlamenten nach wie vor deutlich in
der Minderheit. Nach den kantonalen Parlamentswahlen, die in acht Kantonen
stattfanden, waren die Frauenanteile sogar rückläufig.

Das Berichtsjahr stand im Zeichen der Aufarbeitung der verschiedenen Krisen der
Vorjahre. Der Bundesrat musste für sein Krisenmanagement viel Kritik einstecken. Ihm
wurden Führungsdefizite, mangelndes gegenseitiges Vertrauen im Kollegium und eine
schlecht koordinierte Informationspolitik vorgeworfen. Die UBS-Krise, die Libyen-Krise,
die zuerst unkoordinierten Rücktrittswünsche der Bundesräte Leuenberger und Merz
sowie die grosse Rochade bei der Departementsverteilung wurden als Zeichen eines
Konkordanz- und Kollegialitätsverlusts gedeutet. Die Lancierung einer Initiative für die
Volkswahl des Bundesrates und zahlreiche Vorstösse für eine Regierungsreform waren
die Folgen.

Auch in der Aussenpolitik galt es im Berichtsjahr, Krisen aufzuarbeiten. Infolge der
Aufweichung des Bankgeheimnisses im Rahmen der Übernahme der OECD-Standards
bei der Amtshilfe in Steuersachen wurden mit zahlreichen Staaten
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen. Das Amtshilfeabkommen mit den USA
musste in einen Staatsvertrag umgewandelt werden, in dem sich die Schweiz zur
Herausgabe von UBS-Kundendaten verpflichtete. Das Parlament tat sich mit der
nachträglichen Annahme dieses Vertrages sehr schwer. Insbesondere SVP und SP
wollten ihre Zusage an Bedingungen knüpfen. Die SP hatte aber weder mit ihrer
Forderung nach strengeren Regeln für den Bankensektor noch nach Beschränkungen
der Manager-Boni Erfolg. Nach langem Hin und Her und einer Kehrtwende der SVP
wurde der Vertrag schliesslich gutgeheissen, ohne dass er dem Referendum unterstellt
wurde.

Die EU fuhr fort, das schweizerische Steuersystem zu attackieren und verlangte einen
automatischen Informationsaustausch in Steuerfragen. Sie machte auch deutlich, dass
der bilaterale Weg an Grenzen stosse und drohte, dass sie nicht mehr bereit sei, über
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zahlreiche unterschiedliche Dossiers zu verhandeln. Der Bundesrat machte in seinem
Bericht zur Europapolitik allerdings deutlich, dass er am bilateralen Weg festhalten will.

Der Bundesrat legte 2010 den Armeebericht vor, der eine Verkleinerung des Bestandes
auf 80'000 Mann und jährliche Gesamtausgaben von CHF 4.4 Mia. vorsieht. Der Kauf
einer neuen Kampfjetflotte wurde hingegen aufgrund fehlender Mittel auf 2015
verschoben, woraufhin die GSoA ihre Initiative für ein Moratorium für die Anschaffung
von Kampfflugzeugen zurückzog.

Im Berichtsjahr war in der Schweiz ein konjunktureller Aufschwung zu verzeichnen.
Das nominelle BIP nahm um 2 Prozent zu. Die Wirtschaftsleistung pendelte sich auf den
Vorkrisenwerten ein. Der Aufschwung schlug sich auch in der Staatsrechnung nieder,
die – entgegen aller Erwartungen – mit einem Überschuss von CHF 3.6 Mia abschloss.
Die Staatsquote sank leicht um 0.1 Prozent. Die Arbeitslosigkeit sank von 4.5 Prozent auf
3.8 Prozent, lag aber im Vergleich zum Vorjahr im Schnitt um 0.2 Prozentpunkte höher.
Die Nationalbank trug mit ihrer expansiven Geldmengenpolitik zum Aufschwung bei. Die
europäische Staatsschuldenkrise und die unsichere Entwicklung der Wirtschaft in den
USA hatten jedoch zur Folge, dass der Franken gegenüber dem Euro und dem US-Dollar
massiv an Wert gewann. Die Nationalbank intervenierte deshalb im Frühling massiv am
Devisenmarkt, um die Exportwirtschaft zu stützen. Während des Berichtsjahres gewann
der Franken gegenüber dem Euro um 17 Prozent und gegenüber dem Dollar um 11
Prozent an Wert, was sich ab der zweiten Jahreshälfte konjunkturdämpfend auswirkte.

Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger wurden im Berichtsjahr zum Entscheid über
sieben Vorlagen an die Urne gerufen. Unterschiedlichen Erfolg hatte die Linke, die
zusammen mit den Gewerkschaften Referenden gegen Reformen in den
Sozialversicherungen eingereicht hatten. Während das Referendum gegen die
Anpassung des BVG-Mindestumwandlungssatz erfolgreich war, wurde die Änderung im
Arbeitslosenversicherungsgesetz, die Kürzungen in Dauer und Höhe der Taggelder
vorsieht, gegen die Opposition der Linken gutgeheissen. Wenig umstritten war der
Verfassungsartikel über die Forschung am Menschen, der dem Bund die Möglichkeit
gibt, Forschungsvorhaben gesamtschweizerisch zu regeln sowie den Schutz von Würde
und Persönlichkeit des Menschen und die Gewährleistung von wissenschaftlicher
Freiheit in der Verfassung zu verankern. Die Vorlage, die dem obligatorischen
Referendum unterstand, wurde mit über drei Viertel der Stimmen angenommen. Drei
Initiativen standen zur Abstimmung. Weder die Tierschutzanwaltinitiative, welche die
Einsetzung kantonaler Tierschutzanwälte gefordert hatte, noch die
Steuergerechtigkeitsinitiative, die eine Einschränkung des Steuerwettbewerbs zwischen
den Kantonen vorgesehen hätte, fanden Gehör. Erfolgreich war hingegen die
Ausschaffungsinitiative der SVP. Die Vorlage verlangt, dass Ausländerinnen und
Ausländer, die aufgrund bestimmter Straftaten verurteilt wurden, ihre
Aufenthaltsansprüche verwirken und aus der Schweiz ausgewiesen werden. Im Vorfeld
der Abstimmung kam es im Parlament zu intensiven Debatten über die Gültigkeit der
Vorlage und über einen Gegenvorschlag. Dieser kam zwar zustande, wurde an der Urne
jedoch abgelehnt. Die Ausschaffungsinitiative, aber auch die im Vorjahr angenommene
Minarettinitiative sowie die im Berichtsjahr allerdings zurückgezogene Initiative zur
Einführung der Todesstrafe beförderten die Diskussion über die Vereinbarkeit von
Volksinitiativen mit internationalen Abkommen sowie dem Völker- und Menschenrecht.
Während auf der einen Seite Möglichkeiten für eine bessere Prüfung dieser
Vereinbarkeit diskutiert wurden, die bis hin zum Vorschlag eines Verfassungsgerichts
reichten, versuchte auf der anderen Seite insbesondere die SVP mit verschiedenen
erfolglosen Vorstössen Regelungen einzuführen, die Landesrecht zwingend über
Völkerrecht stellen würden. 

Politische Grundfragen:
– In Zukunft soll zu Beginn einer Legislaturperiode im Parlament die Nationalhymne
gespielt werden.
– Die grössten Sorgen in der Bevölkerung sind die Angst vor Arbeitslosigkeit und vor
dem Klimawandel.
– Der Schweizer Pavillon an der Weltausstellung lockte zahlreiche Besucher an.

Rechtsordnung:
– Im Rahmen der Revision des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes
wurde über Datenschutz debattiert.
– Der Bericht über die Inspektion der Datenbank ISIS weckte Erinnerungen an die
Fichenaffäre in den 1990er Jahren.
– In mehreren Kantonen wurde die Einführung des kantonalen oder kommunalen
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Ausländerstimmrechts deutlich abgelehnt.
– Die Verschärfung des Strafrechts war Gegenstand verschiedener überwiesener
Vorstösse.
– Das Alarmsystem bei Kindesentführungen soll Anfang 2011 funktionstüchtig sein.
– Die Internetkriminalität und die bisher unzulänglichen Instrumente dagegen waren
Gegenstand intensiver Debatten.
– Einer Petition des Verbands Schweizerischer Polizeibeamter wurde Folge gegeben.
– Die Räte befassten sich mit der Waffeninitiative.

Institutionen und Volksrechte:
– Gleich zwei Bundesräte traten im Berichtsjahr zurück: das Parlament wählte für
Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz Simonetta Sommaruga (SP) und Johann
Schneider-Ammann (FDP); Kampfkandidaturen der SVP und der Grünen blieben ohne
Erfolg.
– Bei der Departementsverteilung kam es zu einer grossen Rochade.
– Zahlreiche Vorstösse forderten eine umfassende Regierungsreform; der Bundesrat
reagierte mit einem ersten Vorschlag.
– Die Bundesversammlung soll in Zukunft bei Notverordnungen besser und schneller
informiert werden.
– Eine Verordnung soll helfen, die Repräsentation der Landessprachen in der
Verwaltung zu verbessern.
– Das Parlament erteilt sich die Kompetenz, die Bundesanwaltschaft und ihre
Aufsichtsbehörde selbst zu wählen.
– Kontrovers diskutiert wurde das Problem der Vereinbarkeit von Volksinitiativen mit
dem Völkerrecht.

Föderativer Aufbau:
– Der Trend zu stärkerer Nutzung von Standesinitiativen hält an.
– Die Anzahl Gemeinden nimmt aufgrund von Fusionen weiter ab.
– In den beiden Basel und im Arc jurassien wird über Kantonsfusionen nachgedacht.
– Der Tessiner Ständerat Dick Marty wird neuer Präsident der Assemblée
interjurassienne.

Wahlen:
– In den Kantonen Bern, Glarus und Graubünden traten erstmals BDP und SVP
gegeneinander an. Beide Parteien profitierten vom Wahlkampf.
– Die GLP eroberte Parlamentssitze in drei weiteren Kantonen.
– In Bern kann sich die rot-grüne Regierungsmehrheit halten.
– In Appenzell Innerrhoden wurde zum zweiten Mal eine Frau in die Regierung gewählt.
– Die SVP erobert weitere Regierungssitze: in Nidwalden und Zug errang sie ein zweites
Regierungsmandat und bei den Ersatzwahlen in Uri schaffte sie zum ersten Mal den
Einzug in die Regierung.

Aussenpolitik:
– Das Parlament beauftragte den Bundesrat, die gesetzlichen Grundlagen so
anzupassen, dass die Regierung nicht mehr im Alleingang internationale Verträge
abschliessen kann.
– Der Bundesrat schlug einen Gegenvorschlag zur Initiative der AUNS vor, welche die
Volksrechte in der Aussenpolitik stärken will.
– Die EU attackierte das fiskalische System der Schweiz wiederholt und verlangte einen
automatischen Informationsaustausch in Steuerfragen.
– In seinem Bericht zur Europapolitik hielt der Bundesrat fest, dass der bilaterale Weg
für die Schweiz auf kurze Sicht die gangbarste Variante sei.
– Das Parlament verlangte vom Bundesrat Vorschläge, wie die bis zum Jahr 2015
geplante Erhöhung der Entwicklungshilfe auf 0.5 Prozent des BIP erreicht werden kann.
– Die beiden in Libyen festgehaltenen Schweizer Geiseln wurden freigelassen, nachdem
der Konflikt auf europäisches Niveau gehoben wurde. Der Bundesrat wurde für sein
Krisenmanagement scharf kritisiert.

Landesverteidigung:
– Der Bundesrat veröffentlichte den Bericht über die Sicherheit, der wegen fehlender
politischer Linie stark kritisiert wurde. Der Ständerat nahm ihn mit Skepsis zur
Kenntnis.
– Nach mehreren Verschiebungen hat die Regierung ihren Bericht über die Armee
vorgestellt, der die Reduktion des Bestandes der Armee um 80'000 und die
Aufrechterhaltung des jährlichen Budgets in der Höhe von CHF 4.4 Mia. empfiehlt.
– Das Parlament hat die Anpassung des Gesetzes über die Armee und die militärische
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Administration angenommen.
– Das Parlament hat mehrere Motionen angenommen, welche sich mit der
Überarbeitung der vorgesehenen Modifikationen zur Unterzeichnung des
Übereinkommens von Oslo über Streumunition beschäftigten.
– Aus budgetären Gründen verschob der Bundesrat den Ersatz der F-5 Tiger auf
unbestimmte Zeit.
– Die Zunahme der Zahl der Gesuche um Zivildienst hat eine Reihe von
parlamentarischen Vorstössen erzeugt. Ein bundesrätlicher Bericht kam jedoch zum
Schluss, dass die Bestände der Armee dadurch nicht in Gefahr seien.

Wirtschaftspolitik:
– Die Schweizerische Wirtschaftsleistung hat sich 2010 mit Ausnahme der
Warenexporte auf den Vorkrisenwerten stabilisiert.
– Die europäische Staatsschuldenkrise und die allgemeine Wirtschaftsschwäche der
USA beflügeln den Frankenkurs und drücken auf die Margen der Exportwirtschaft.
– Das Cassis-de-Dijon-Prinzip tritt in Kraft, bewegt bezüglich Lebensmittelqualität aber
nach wie vor die Gemüter.
– Der Bundesrat beabsichtigt über eine vorgezogene Teilrevision des Bundesgesetzes
über das öffentliche Beschaffungswesen, den Mehrkosten entgegenzuwirken, die der
öffentlichen Hand durch blockierte Vergabeentscheide entstehen.
– Die Uneinigkeit der Räte im Umgang mit der «Abzocker-Initiative» verkompliziert und
verzögert die Revision des Aktien- und Rechnungslegungsrechts.

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank hielt an ihrer expansiven Geldmengenpolitik fest und verzeichnet
einen Konzernverlust von CHF 19.2 Mia.
– Der Schweizer Franken gewinnt massiv an Wert.
– Das Systemrisiko durch die Grossbanken («too-big-to-fail») wird über eine Revision
des Bankengesetzes angegangen.
– Nach umfangreichen politischen Taktierereien der Flügelparteien nimmt das
Parlament den Staatsvertrag Schweiz-USA in Sachen UBS in extremis an.
– Das Bankgeheimnis erodiert und die Schweiz diskutiert unter dem massiven Druck
ausländischer Akteure eine Weissgeldstrategie.

Landwirtschaft:
– Der Ständerat beschloss Massnahmen zur Sicherung eines Selbstversorgungsgrads bei
Nahrungsmitteln von mindestens 60 Prozent.
– Mit knapper Mehrheit schuf das Parlament im Landwirtschaftsgesetz eine
Bilanzreserve zur Finanzierung von Begleitmassnahmen zu möglichen
Freihandelsabkommen.
– Der Nationalrat verabschiedete einen Antrag, mit dem die Allgemeinverbindlichkeit
für ein neues von den Produzenten bewirtschaftetes Milchmengensteuerungsmodell
festgelegt werden soll.
– Das Parlament stimmte einer Verlängerung des GVO-Moratoriums in der
Landwirtschaft zu.
– Das Inkrafttreten des Cassis de Dijon-Prinzips provozierte erneut Vorstösse zur
Sicherung der Nahrungsmittelqualität.
– Das Parlament beschloss, den Schutz des Wolfs einzuschränken.
– Die Initiative für einen Tierschutzanwalt wurde mit 70.5 Prozent Nein-Stimmen und in
allen Kantonen verworfen.

Öffentliche Finanzen:
– Das Stimmvolk lehnte eine Volksinitiative für mehr Steuergerechtigkeit mit 58.5
Prozent ab.
– Das Parlament lehnte eine radikale Vereinfachung der Mehrwertsteuer ab und wies
die Vorlage an den Bundesrat zurück.
– Die Staatsrechnung 2010 schloss mit einem Überschuss von CHF 3.6 Mia. und damit
deutlich besser als erwartet.
– Das vom Parlament beschlossene Budget sah ein Defizit von CHF 600 Mio. vor.

Energie:
– Die SP lancierte eine eidgenössische Volksinitiative für «Neue Arbeitsplätze dank
erneuerbaren Energien (Cleantech-Initiative)».
– Der Bundesrat verabschiedete die Verlängerung des SuisseEnergie Programms bis
2020.
– Die Landesregierung räumte eine einjährige Verspätung bei der Ausarbeitung der
Revision des Elektrizitätsversorgungsgesetzes ein.
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– National- und Ständerat stimmten einer Erhöhung des Wasserzinses und der Abgabe
zur kostendeckenden Einspeisevergütung zu.
– Das Parlament beriet über die CO2-Abgabebefreiung fossilthermischer Kraftwerke.

Verkehr und Kommunikation:
– Das Parlament sprach für den Infrastrukturfonds einen ausserordentlichen Beitrag
von CHF 850 Millionen.
– Die Volksinitiative «für den öffentlichen Verkehr» kam zustande.
– Die beiden Kammern bewilligten die Kredite für die dringenden
Agglomerationsprogramme und für die erste Etappe des Programms zur Beseitigung der
Engpässe auf dem Nationalstrassennetz.
– Das BAV veröffentlichte das Konzept Bahn 2030.
– Während die Initiative «für eine starke Post» Ende Sommer zustande kam, nahm das
Parlament ein neues Postgesetz an, worin es sich gegen die Abschaffung des
Restmonopols der Post aussprach.
– Das Parlament nahm die erste der drei Teilrevisionen zum Luftfahrtgesetz an.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Der Bundesrat präsentierte seinen indirekten Gegenvorschlag zur
Landschaftsinitiative in Form einer Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, welcher
vom Ständerat in verschiedener Hinsicht konkretisiert wurde.
– Das Parlament verabschiedete die flankierenden Massnahmen zur Aufhebung der Lex
Koller als indirekten Gegenvorschlag zur Zweitwohnungs-Initiative.
– Der Nationalrat trat zum zweiten Mal nicht auf die Mietrechtsrevision ein und
versenkte das Geschäft somit.
– Der Bundesrat präsentierte seine Botschaft zur Volksinitiative «Sicheres Wohnen im
Alter».
– Der Nationalrat beantragte die Annahme von zwei Volksinitiativen zu steuerlich
privilegiertem Bausparen; der Ständerat hingegen setzte sich für die Erarbeitung eines
indirekten Gegenvorschlags ein.

Umweltschutz:
– Der Nationalrat empfahl die Volksinitiativen «für ein gesundes Klima» und «für
menschenfreundliche Fahrzeuge (Offroader-Initiative)» zur Ablehnung und
befürwortete in beiden Fällen einen indirekten Gegenvorschlag.
– Die Volksinitiative «Lebendiges Wasser» wurde zu Gunsten des vom Parlament im
Vorjahr angenommenen indirekten Gegenvorschlages zurückgezogen.
– Mit seinem erneuten Entscheid auf Nichteintreten beschloss der Nationalrat definitiv,
die Durchführungsprotokolle zur Alpenkonvention nicht zu ratifizieren.
– Entgegen dem Antrag des Bundesrates verlängerte das Parlament den Fonds
Landschaft Schweiz um weitere 10 Jahre.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres etwas
mehr als 7.8 Millionen Personen.
– Die Arbeitslosenquote zeigte sich relativ robust, sie betrug im Mittel 3.9 Prozent.
– Der Nominallohn stieg um 0.8 Prozent an, die Reallöhne blieben nahezu unverändert.
– Es wurden mehrere neue GAVs – bei Swissport und Dnata, der ISS Aviation, der Swiss,
der SBB und dem deutschen Discounter Lidl – abgeschlossen.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Der Nationalrat verabschiedete Massnahmen zur Integration von
komplementärmedizinischen Kenntnissen in die Ausbildung von Medizinalpersonen.
– Die grosse Kammer nahm verschiedene Vorstösse (siehe auch hier) an, welche im
Bereich der Pflege eine Weiterbildungs- und Ausbildungsoffensive starten wollen.
– Der Bundesrat schickte ein neues Alkoholgesetz in die Vernehmlassung.
– Bund, Kantone, Gemeinden und Städte trafen sich im November anlässlich einer
ersten nationalen Armutskonferenz.
– National- und Ständerat berieten die Botschaft zum Sportförderungsgesetz.

Sozialversicherungen:
– Der Nationalrat lehnte die leistungsseitigen Massnahmen der 11. AHV-Revision ab.
– Das Parlament (Ständerat, Nationalrat) behandelte ein erstes Massnahmenpaket der 6.
IV-Revision.
– National- und Ständerat nahmen die Revisionen des BVG bezüglich der Finanzierung
öffentlich-rechtlicher Vorsorgeeinrichtungen und die Strukturreform der beruflichen
Vorsorge an.
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– Das Volk lehnte die Anpassung des Mindestumwandlungssatzes in der beruflichen
Vorsorge ab.
– Der Nationalrat lehnte die Revision des KVG mit den Massnahmen zur Eindämmung
der Kostenentwicklung ab und behandelte die KVG-Revision zu Managed-Care.
– Der Nationalrat wies die Revision der Unfallversicherung zurück an den Bundesrat.
– Parlament und Volk nahmen die 4. Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
an.

Soziale Gruppen:
– Volk und Stände hiessen im Berichtsjahr eine Volksinitiative zur Ausschaffung
krimineller Ausländer gut; der Gegenvorschlag des Parlaments wurde hingegen
abgelehnt.
– Die eidgenössischen Räte verabschiedeten ein Bundesgesetz über die Koordination
des Asyl- und des Auslieferungsverfahrens.
– Ein Komitee aus christlich-konservativen Kreisen lancierte eine Volksinitiative zur
Streichung der Abtreibungskosten aus dem Leistungskatalog der obligatorischen
Krankenversicherung.
– National- und Ständerat stimmten einer Verlängerung der Anschubfinanzierung für
familien- und schulergänzende Kinderbetreuungsangebote zu.
– Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament eine Totalrevision des
Jugendförderungsgesetzes.

Bildung und Forschung:
– Die Schweiz unterzeichnete im Berichtsjahr ein Bildungsabkommen mit der EU.
– Die Romandie und das Tessin verabschiedeten im Juni einen gemeinsamen Lehrplan
für die obligatorische Schule.
– In der Herbstsession verabschiedete die kleine Kammer ein neues Bundesgesetz über
die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizerischen
Hochschulbereich.
– Der Verband der Schweizer Studierendenschaften lancierte im Berichtsjahr eine
Volksinitiative für höhere und schweizweit einheitliche Stipendien.
– In der Volksabstimmung vom 7. März wurde ein neuer Verfassungsartikel über die
Forschung am Menschen mit 77.2 Prozent der Stimmen gutgeheissen.

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Das EDI eröffnete das Anhörungsverfahren zur Kulturbotschaft.
– Das Bundesgesetz über die Buchpreisbindung ging nach der Detailberatung des
Ständerates in die Differenzbereinigung.
– Die Verordnung zum Sprachengesetz trat per 1. Juli in Kraft.
– Die Schweizerische Bischofskonferenz verstärkte ihr Engagement zur Bekämpfung von
sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche.
– Das Ergebnis der Minarett-Initiative entpuppte sich als Ausgangspunkt einer
intensiven politischen Debatte zur Rolle des Islam in der Schweiz.

Medien:
– Anlässlich der Postgesetzrevision beschloss das Parlament die Weiterführung der
indirekten Presseförderung; gleichzeitig erging der Auftrag an den Bundesrat,
Alternativen dazu zu prüfen.
– Sowohl in der Deutsch- als auch in der Westschweiz setzte sich die Bereinigung auf
dem Pressemarkt mit wesentlichen Änderungen der Besitzverhältnisse bei den
Verlagshäusern Basler Zeitung Medien, Tamedia, NZZ und Rhône Media AG fort.
– Die SRG kämpfte mit dem fünften Defizit in Folge, setzte ihr Konvergenzprojekt aber
zu wichtigen Teilen um.
– Das MEDIA-Abkommen Schweiz-EG trat zusammen mit einer Lockerung der
Werbevorschriften für öffentliches und privates TV in Kraft.
– Der Bundesrat setzte eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung einer Cyber-Defense-
Strategie ein und verabschiedete das Präventionsprogramm «Jugendmedienschutz und
Medienkompetenz».
– Das Seco lancierte zur Verbesserung der Sicherheit im elektronischen Datenverkehr
das Pilotprojekt Suisse-ID.
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Dass sich auch das Parlament von sportlichen Grossereignissen ablenken lässt, zeigte
sich während des Fussball-Weltmeisterschaftsspiels Schweiz – Spanien, das in die
Sommersession fiel. Ein Ordnungsantrag Borer (svp, SO), die Sitzung während des Spiels
zu verschieben, hatte am Morgen des Spiels im Rat keine Chance. Am Nachmittag
unterbrach dann aber die Ratspräsidentin Bruderer (sp, AG) höchsteigens die Sitzung
zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung, damit der Rat die letzten Minuten
des Spiels mitverfolgen konnte. 1

ANDERES
DATUM: 16.06.2010
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2010, S. 1028 (Ordnungsantrag); AB NR, 2010, S. 1051 (Mitteilung der Präsidentin).

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21 7


